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61	 Politik in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung
Professionalisierung für ein vielgestaltiges Unterrichtsfach

Monika Oberle und Kerstin Pohl

Das Unterrichtsfach zur politischen Bildung ist in Deutschland wie auch internatio-
nal sehr vielgestaltig. Die Ausbildung erfolgt nicht immer kongruent zum jeweiligen 
Fachzuschnitt, was die notwendige Professionalisierung erschwert. Der Diskurs um 
Ziele und Ansätze der Politiklehrerinnen- und -lehrerbildung ist bislang stark von kon-
zeptionellen Überlegungen bestimmt, basiert jedoch zunehmend auch auf empirischer 
Forschung.

1	 Spezifische Relevanz der Fachwissenschaft

Kaum ein anderes Fach ist an deutschen Schulen so vielgestaltig wie das Unterrichtsfach zur 
politischen Bildung. Die Fachbezeichnung differiert zwischen den Bundesländern, Schulformen 
und Schulstufen beträchtlich: ‚Sozialkunde‘, ‚Sozialwissenschaften‘, ‚Gemeinschaftskunde‘, ‚Po-
litische Bildung‘, oder neuerdings vermehrt ‚Politik und Wirtschaft‘ sowie in der Grundschule 
‚Sachunterricht‘ sind die gängigsten Bezeichnungen. Diese Vielfältigkeit der Fachbezeichnun-
gen hat ihren Ursprung in einer Empfehlung der Kultusministerkonferenz (KMK) von 1950 
zur bundesweiten Einführung des Faches, die den Ländern dessen Benennung freistellte (Kuhn, 
Massing & Skuhr, 1993, S. 151). Die Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- 
und Erwachsenenbildung (GPJE) sieht darin ein Hindernis für die Profilierung des Faches und 
schlägt für die Sekundarstufen und die berufliche Bildung die einheitliche Bezeichnung ‚Poli-
tische Bildung‘ (GPJE, 2004, S. 12) vor. Entsprechend verwenden wir hier die Bezeichnung 
‚Politische Bildung‘ in Großschreibung für das betreffende Unterrichtsfach.

Nicht nur der Zuschnitt des Schulfaches, sondern auch die Inhalte des Lehramtsstudiums 
unterscheiden sich in verschiedenen Bundesländern stark. Am häufigsten ist die Politikwissen-
schaft die zentrale fachwissenschaftliche Bezugsdisziplin. Dies ist auch historisch bedingt durch 
das Selbstverständnis der sich nach dem II. Weltkrieg neu etablierenden Politikwissenschaft als 
„Demokratiewissenschaft“ und die Beteiligung damals führender Politikwissenschaftler an der 
Konzeption des neuen Unterrichtsfaches (Detjen, 2013, S. 126–128; Massing, 2015, S. 9–14). 
An einigen Standorten studieren die künftigen Lehrkräfte aber auch Politikwissenschaft und 
Wirtschaftswissenschaft oder Sozialwissenschaften mit Anteilen an Politikwissenschaft, Soziolo-
gie und Wirtschaftswissenschaft.

Das Studium soll laut den „Ländergemeinsamen inhaltlichen Anforderungen“ der KMK 
(2019) politikwissenschaftliche, soziologische und wirtschaftswissenschaftliche Kompetenzen 
vermitteln. Für ein rein politikwissenschaftliches Studium müsste die Politikwissenschaft dazu 
im Sinne einer „Integrationswissenschaft“ (Massing, 2011, S. 264) gelehrt werden, was nicht 
immer der Fall ist. Ein Studium der Sozialwissenschaften führt dagegen an vielen Universitäten 
zu dem Problem, dass Studierende allein für eines ihrer Unterrichtsfächer an drei Instituten 
studieren müssen und teilweise nur zwei Module in Politikwissenschaft absolvieren.
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Das Problem der vielfältigen fachlichen Bezugswissenschaften und damit auch der Stu-
dienfächer stellt sich verstärkt für den Sachunterricht, in dem die politische Bildung an der 
Grundschule beheimatet ist, sowie für das Fach „Gesellschaftslehre“, das an nicht-gymnasialen 
Schulformen immer üblicher wird und neben dem Fach Politische Bildung auch Geographie 
und Geschichte umfasst.

In der Politikdidaktik ist umstritten, ob politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Fragen gleichberechtigt nebeneinander stehen oder „Politik als Kern der politischen Bildung“ 
(Massing & Weißeno, 1995) gelten sollte, in dem Sinne, dass auch bei der Auseinandersetzung 
mit gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fragen die politische Perspektive der gesamtgesell-
schaftlich verbindlichen politischen Entscheidungen zur Gestaltung dieser Bereiche die leitende 
Perspektive ist (Pohl, 2016, S. 523–525).

Bezüge zur Politikwissenschaft bzw. den Sozialwissenschaften werden in der Politikdidaktik 
v. a. hinsichtlich folgender Aspekte hergestellt (Pohl, 2015, S. 167–170; Oberle, 2017a, S. 24–
25): (1) Begründung und demokratietheoretische Legitimation der Ziele politischer Bildung; 
(2) Bestimmung ihrer gesellschaftlichen und individuellen Voraussetzungen und Herausforde-
rungen (z. B. auf Basis von Gesellschaftsdiagnosen und politischer Sozialisationsforschung); (3) 
Bestimmung fachlich relevanter Inhalte (inkl. konkurrierender Theorien) bzw. relevanter Basis- 
und Fachkonzepte; (4) Bestimmung analytischer Zugänge zur Politik (z. B. Politikzyklus oder 
Dimensionen polity, politics und policy).

2	 Fachdidaktische Ansätze und Forschungsschwerpunkte

Die Politikdidaktik ist eine relativ junge Wissenschaftsdisziplin, die sich im Zuge der generellen 
„didaktischen Wende“ Anfang der 1960er Jahre etabliert hat. Die ersten politikdidaktischen An-
sätze, die sich von älteren Zugängen der politischen Pädagogik abgrenzten, indem sie systemati-
sche, theoriegeleitete Begründungen der Ziele und der Inhaltsauswahl vorlegten, sind Konzepti-
onen von heute als „Klassiker“ rezipierten Autoren wie Fischer, Hilligen, Giesecke, Schmiederer 
und Sutor (Detjen, 2013, S. 155–187). Sie legten entsprechende Monografien vor und stützten 
ihre Überlegungen v. a. auf philosophische, soziologische und politikwissenschaftliche Theorien. 
Ihre Konzeptionen etablierten zentrale handlungsleitende „fachdidaktische Prinzipien“ politi-
scher Bildung (Sander, 2014) wie Problemorientierung, Konfliktorientierung, Schülerorientie-
rung, Exemplarität und kategoriale Bildung, deren Relevanz heute allgemein anerkannt ist, auch 
wenn sie im Einzelnen sehr unterschiedlich ausgelegt werden.

In den 1970er Jahren kam es im Kontext gesellschafts- und bildungspolitischer Konflikte zu 
einer massiven Auseinandersetzung um die Ausrichtung politischer Bildung. Gesellschaftskriti-
sche Autoren orientierten sich u. a. an der Frankfurter Schule und sahen als Ziel die Emanzipa-
tion der Lernenden sowie die Demokratisierung der Gesellschaft. Politikdidaktiker des konser-
vativen Spektrums sahen darin eine Instrumentalisierung politischer Bildung zugunsten einer 
politischen Zielsetzung, die sie ablehnten. Der ‚Beutelsbacher Konsens‘, der auf dem Protokoll 
einer Tagung mit Vertretern der unterschiedlichen Lager basiert (Wehling, 1977), formuliert als 
Minimalkonsens drei bis heute prägende, grundlegende normative Prinzipien der politischen 
Bildung: das Überwältigungsverbot, das Kontroversitätsgebot sowie das Ziel, die Lernenden zur 
politischen Beteiligung im Sinne ihrer eigenen Interessen zu befähigen (Frech & Richter, 2017; 
Widmaier & Zorn, 2016).

Politikdidaktische Ansätze variieren je nach zugrundeliegendem Politikbegriff, Demokratie-
verständnis und Bürgerleitbild. Während die seit den 2000er Jahren prominenten Ansätze der 
„Demokratiepädagogik“ einen weiten Politikbegriff propagieren, Demokratie v. a. als Lebens-
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form sehen und den Wert von Schülermitbestimmung und habituellem Lernen im Nahbereich 
betonen, unterstreichen die meisten Politikdidaktikerinnen und Politikdidaktiker, dass Politi-
sche Bildung die Demokratie auch als Gesellschafts- und Herrschaftsform in den Blick nehmen 
muss. Als dezidiert ‚politisch‘ fördert das Fach demnach Urteils- und Handlungskompetenzen 
sowie Motivationen und Einstellungen, die sich auf gesamtgesellschaftliche Entscheidungspro-
zesse beziehen und bettet lebensweltliche Fragen immer in den gesellschaftlichen oder politi-
schen Kontext ein. Auch passende Bürgerleitbilder werden kontrovers diskutiert: Ist ein ‚reflek-
tierter Zuschauer‘ ein realistisches Ziel oder sollte Politische Bildung die ‚interventionsfähige 
Bürgerin‘ (beinhaltet partizipative Handlungsfähigkeit) oder sogar den ‚Aktivbürger‘ (inkludiert 
Volition) anstreben (Breit & Massing, 2002)?

Mit Beginn des neuen Jahrtausends wurde auch in der Politikdidaktik die Diskussion um 
Kompetenzen zentral. Es wurden mehrere Kompetenzmodelle entwickelt, wobei v. a. zwei bis 
heute Resonanz finden. Zunächst legte die GPJE (2004) einen ‚Entwurf für Bildungsstandards‘ 
vor, der ein Kompetenzmodell mit den drei Dimensionen ‚Politische Handlungsfähigkeit‘, 
‚Politische Urteilsfähigkeit‘ und ‚Methodische Fähigkeiten‘ enthält, ergänzt um ‚Konzeptuelles 
Deutungswissen‘ als Voraussetzung für die Ausbildung dieser Kompetenzen. Ein weiterentwi-
ckeltes Modell der ‚Politikkompetenz‘ (Detjen, Massing, Richter & Weißeno, 2012) mit den 
vier Dimensionen ‚Fachwissen‘, ‚politische Urteilsfähigkeit‘, ‚politische Handlungsfähigkeit‘ 
und ‚politische Einstellung und Motivation‘, die jeweils mehrere Subfacetten aufweisen, be-
ansprucht eine stärkere theoretische Fundierung, kognitionspsychologische Orientierung und 
höhere Operationalisierbarkeit in der empirischen Forschung.

Die Politikdidaktik forscht zum fachspezifischen Lehren und Lernen innerhalb und außer-
halb der Schule. Sie betreibt dabei sowohl Grundlagenforschung als auch anwendungsbezogene 
Forschung mit dem Ziel der Verbesserung der Qualität der politischen Bildung. Schwerpunkte 
politikdidaktischer Forschung bilden die historische Forschung z. B. zur Entstehung der Dis-
ziplin und zur retrospektiven Aufbereitung politikdidaktischer Diskurse; die normativ-theore-
tische Auseinandersetzung mit Gesellschaftstheorien bzw. politisch-philosophischen Ansätzen 
als Grundlage politischer Bildung; die Analyse von Schülervorstellungen im Sinne von Prä-
konzepten; die Erforschung fachspezifischer Kompetenzen der Lernenden (bisher v. a. Wissen, 
Argumentationsfähigkeit, Motivationen wie politische Selbstwirksamkeitsüberzeugung sowie 
politische Einstellungen und Handlungsbereitschaft) und deren Entwicklung; die Untersu-
chung professioneller Kompetenz (u. a. pedagogical content knowledge und content knowledge, 
beliefs, Motivationen wie z. B. Selbstwirksamkeitsüberzeugungen, vgl. z. B. Weißeno, Weschen-
felder & Oberle, 2013) und Kompetenzentwicklung bei Politiklehrkräften; die Analyse von 
Curricula, Unterrichtsmethoden (u. a. Planspiele) und Unterrichtsmedien (u. a. Schulbücher, 
Materialien von Wirtschaftsverbänden) sowie die Erforschung der Lehr-Lern-Prozesse, deren 
Bedingungen und Wirkungen.

In Bezug auf die empirische Forschung bieten sich für die Politikdidaktik Anknüpfungs-
punkte an internationale politikwissenschaftliche und bildungswissenschaftliche Forschung. 
Der politikdidaktische Diskurs über konzeptionelle Fragen ist international dagegen schwer an-
schlussfähig, da es in keinem anderen Land eine breit etablierte wissenschaftliche Fachdidaktik 
speziell für die politische Bildung gibt. Das hängt damit zusammen, dass das Unterrichtsfach 
Politische Bildung in vielen Ländern überhaupt nicht oder mit einem anderen Zuschnitt exis-
tiert, z. B. als sehr breit angelegtes gesellschaftswissenschaftliches Fach ‚social studies‘ oder mit 
einem Fokus auf Demokratielernen bzw. soziales Lernen als ‚citizenship education‘ oder gar 
‚character education‘.
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3	 Forschungsmethoden

Die politikdidaktische Forschung bedient sich einer Vielfalt an sozial- und bildungswissen-
schaftlichen Methoden. Dabei betreibt sie sowohl normativ-theoretische als auch empirische 
Forschung. Erstere beschäftigt sich mit konzeptionellen Überlegungen und rezipiert dafür Er-
kenntnisse der Bezugsdisziplinen der Politikdidaktik (z. B. Politische Philosophie, Politikwis-
senschaft, Soziologie, Pädagogik). In der empirischen Forschung kommen sowohl qualitati-
ve als auch quantitative Methoden und deren Kombination zum Einsatz. Die Erhebung von 
Forschungsdaten erfolgt u. a. über Einzel- und Gruppeninterviews, Fragebogenerhebungen, 
Concept-Mapping-Verfahren, (Unterrichts-)Videografien und Materialsammlungen (z. B. Cur-
ricula, Schulbücher, Unterrichtstranskripte). An qualitativen Auswertungsmethoden werden 
insbesondere qualitativ-inhaltsanalytische und hermeneutische Verfahren eingesetzt. Quanti-
tative Datenanalysen folgen sowohl der klassischen als auch der probabilistischen Testtheorie.

In den ersten Jahrzehnten befasste sich die Politikdidaktik v. a. mit normativen Fragen der 
Zielbestimmung und Inhaltsauswahl politischer Bildung sowie mit Prinzipien und Methoden 
des politikbezogenen Lehrens und Lernens. Dies wurde fast ausschließlich theoretisch begrün-
det und nicht durch empirische Forschung gestützt. Die empirische Wende der Politikdidaktik 
datiert erst auf Anfang der 1990er Jahre. Zunächst wurden v. a. qualitative Mikrostudien zu 
Bedingungen und Prozessen des Lernens und Lehrens durchgeführt, die überwiegend explorativ 
angelegt waren. Erst Anfang des 21. Jahrhunderts kam zunehmend auch quantitative Forschung 
hinzu, als im Zuge der bildungspolitischen Outcome-Orientierung verstärkte Bemühungen um 
eine empirische Fundierung der Kompetenzorientierung begannen. Bislang werden dabei sel-
ten repräsentative Sample untersucht. Zunehmend erfolgen allerdings Interventionsstudien mit 
mehreren Messzeitpunkten und Kontrollgruppen sowie Mixed-Methods-Studien (eine Über-
sicht in Oberle, 2018).

4	 Fachdidaktische Curricula

Es existiert kein systematischer Überblick über die fachdidaktischen Curricula der Studiengänge 
für die Politische Bildung. In einer Interviewstudie aus dem Jahr 2016 haben 28 Politikdidakti-
kerinnen und ‑didaktiker, von denen derzeit 20 noch an einer Hochschule tätig sind, Auskunft 
darüber gegeben, was Politiklehrkräfte wissen und können sollten (Pohl, 2016). In den Antwor-
ten ist damit ungefähr die Hälfte der politikdidaktischen Arbeitsbereiche in Deutschland reprä-
sentiert. Weitgehend Konsens besteht, dass die angehenden Lehrkräfte sich mit der Geschichte 
der politischen Bildung, mit politikdidaktischen Konzeptionen und ihrer sozialwissenschaftli-
chen Begründung sowie mit den fachdidaktischen Prinzipien und Methoden auseinandersetzen 
sollten. Auch sollen sie Kenntnisse über Aneignungsprozesse in Verbindung mit bestehenden 
Schülerkonzepten erwerben und die Ergebnisse der empirischen Forschung zum fachspezifi-
schen Lehren und Lernen rezipieren. Vielfach wird der Fachdidaktik darüber hinaus eine integ-
rierende Funktion im Hinblick auf die Studieninhalte der Bezugswissenschaften zugeschrieben 
und die Notwendigkeit einer Vor- und Nachbereitung sowie Begleitung von Unterrichtsprakti-
ka betont. Forschungspraktika und auch andere Möglichkeiten des forschenden Lernens werden 
dagegen nur vereinzelt als wichtige Elemente der fachdidaktischen Ausbildung bezeichnet.

Vergleicht man die Antworten mit den „Ländergemeinsamen inhaltlichen Anforderungen 
für die Fachwissenschaften und Fachdidaktiken in der Lehrerbildung“ der KMK (2019, S. 60), 

so fällt auf, dass die dort genannten Aspekte Sozialisation, Umgang mit Heterogenität und 
Inklusion, individuelle Leistungsbewertung und Entwicklung von Förderstrategien sowie Be-
rufsorientierung in den Antworten nur eine sehr untergeordnete Rolle spielen. Zugleich ist fest-
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zustellen, dass angesichts der limitierten Anzahl fachdidaktischer Veranstaltungen im Studium 
die von der KMK geforderten Aspekte kaum alle umgesetzt werden können.

5	 Gegenwärtige Trends und Entwicklungen

Medienkompetenz ist ein klassisches Ziel des Politikunterrichts. Lernende sollen hier zum einen 
ein kritisches Verständnis für die Rolle von (Massen-)Medien als „Vierte Gewalt“ in der moder-
nen Demokratie entwickeln und zum anderen befähigt werden, Medien zur eigenen Informati-
onsgewinnung und politischen Urteilsbildung rezeptiv zu nutzen sowie für die Mitwirkung an 
der öffentlichen politischen Meinungs- und Willensbildung aktiv zu gestalten. Die hierfür er-
forderlichen Kompetenzen verändern sich im Digitalzeitalter. Zugleich erweitert sich die Band-
breite der für deren Förderung zur Verfügung stehenden Unterrichtsmedien. Daraus resultieren 
neue Anforderungen an die Kompetenzen von Politiklehrkräften. Sie bedürfen einerseits ent-
sprechender Fachkenntnisse, andererseits politikdidaktischer Fähigkeiten für die Förderung der 
(instrumentellen und kritisch-reflexiven) politischen Medienkompetenz der Lernenden sowie 
den angemessenen Einsatz digitaler Medien in den fachlichen Lehr-Lern-Prozessen. Zu Stand 
und Gelingensbedingungen der medienbezogenen fachlichen Professionalisierung von Politik
lehrkräften in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung besteht ebenso wie zu den betreffenden 
Lehr-Lern-Prozessen im Politikunterricht großer Forschungsbedarf (Oberle, 2017b).

Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) ist für den Politikunterricht von hoher Relevanz. 
Hier müssen jenseits von individuellen Handlungsoptionen auch die institutionellen Rahmen-
bedingungen und allgemeinverbindlichen politischen Entscheidungen, die eine Nachhaltige 
Entwicklung befördern oder behindern können, samt bestehender gesellschaftlicher Interessen-
konflikte und inhärenter Zielkonflikte in den Blick genommen werden. Schwierig ist häufig die 
Grenzziehung zwischen ethischen und moralischen Erziehungszielen in Bezug auf wünschens-
werte Verhaltensänderungen auf der einen und einem legitimen Pluralismus unterschiedlicher 
Positionen zu Zielen und Wegen der Nachhaltigen Entwicklung auf der anderen Seite. Erfor-
derlich sind darüber hinaus fächerübergreifende Ansätze der BNE und eine hierauf ausgerich-
tete Lehrerinnen- und Lehrerbildung. An einigen Standorten existieren Vorreiterprojekte, um 
angehende Politiklehrkräfte gezielt hierfür zu qualifizieren.

Eine große Herausforderung für den politischen Fachunterricht ist eine mangelnde Passung 
der Lehrerinnen- und Lehrerbildung zum Fächerzuschnitt an den Schulen, für die ausgebildet wird. 
So wird teilweise an nicht-gymnasialen Schulformen in der Sekundarstufe I das Verbundfach 
Gesellschaftslehre bestehend aus Geschichte, Geographie und Politischer Bildung unterrich-
tet; Lehramtsstudierende werden jedoch meist nur in einem der enthaltenen Fächer qualifiziert 
(Grieger & Oberle, 2020). Vorreiterprojekte haben an Hochschulen spezielle Lehrveranstaltun-
gen und Zusatzqualifikationen entwickelt, um angehende Lehrkräfte für das Unterrichten von 
Gesellschaftslehre zu professionalisieren (Busch & Mönter, 2019; Eggert et al., 2018). Wenn 
solche gesellschaftswissenschaftlichen Verbundfächer bildungspolitisch gewünscht sind, bedarf 
es dringend einer systematischen Implementierung ergänzender Qualifikationen in der Lehrer-
aus- und -fortbildung mit begleitender Forschung.

Die Politikdidaktik hat die Bedeutung der Fach- und Bildungssprache für den Politikunter-
richt erkannt, jedoch bestehen hier noch große Forschungsdefizite und Entwicklungsbedarfe. 
Vorreiterprojekte zielen darauf ab, angehende Politiklehrkräfte dafür zu sensibilisieren, dass 
Bildungssprache ein fachliches Lernhindernis darstellen kann, und dafür zu qualifizieren, fach-
liches Lernen von Schülerinnen und Schülern mit Sprachschwierigkeiten mittels geeigneter 
Sprachhilfen zu fördern (z. B. Manzel, Frank & Gürsoy, 2015). Dazu gehört, dass Lehrkräfte 
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bei der Formulierung politischer Lernaufgaben die Komplexität der Sprachhandlung berück-
sichtigen. Mit Blick auf die Differenzkategorie ‚Geschlecht‘ hat außerdem die Auseinanderset-
zung mit gendergerechter Sprache im Politikunterricht einen besonderen Stellenwert, da hier im 
Rahmen einer gendersensiblen politischen Bildung gezielt deren gesellschaftspolitische Relevanz 
reflektiert wird.

Eine zentrale gesellschaftliche Herausforderung stellen antidemokratische, populistische und 
extremistische Strömungen dar, über die (Politik-)Lehrkräfte im Unterricht aufklären und gegen 
die sie die Lernenden immunisieren sollen. Dabei gilt es, bereits in der universitären Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung einem verbreiteten Missverständnis des Beutelsbacher Konsenses 
entgegenzuwirken, Politische Bildung habe sich auf Grund des Überwältigungsverbots und 
Kontroversitätsgebots wertneutral zu verhalten. Anlässlich der Aktion Meldeplattformen „Neu-
trale Schulen“ der Partei ‚Alternative für Deutschland (AfD)‘, die dazu aufrief, AfD-kritische 
Lehrkräfte (auch anonym) zu denunzieren, kam es jüngst zu einer öffentlichkeitswirksamen 
Klärung der Frage nach dem Verhältnis zwischen den Prinzipien des Beutelsbacher Konsenses 
und dem Wertebezug der politischen Bildung. So haben u. a. die GPJE (GPJE et al., 2018) und 
die KMK (2018) klargestellt, dass erstens demokratiefeindliche, menschenverachtende, gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung (fdGO) gerichtete Positionen in der politischen 
Bildung nicht zu tolerieren und nicht als gleichberechtigt darzustellen sind, sondern ihnen in 
Schule und (Politik-)Unterricht entschieden entgegenzutreten ist; und dass zweitens Lehrkräfte 
ihre eigene politische Meinung zeigen dürfen.

Eine gender- und diversity-orientierte politische Bildung ist im politikdidaktischen Diskurs 
schon lange präsent und auch Gegenstand der Politiklehrerinnen- und -lehrerbildung. Neuer ist 
der Diskurs um eine inklusive politische Bildung, die auch in der politikdidaktischen Hochschul-
lehre zunehmend Berücksichtigung findet, zu der aber noch großer Forschungsbedarf besteht. 
In diesem Kontext wird auch vermehrt zu Ansätzen politischer Bildung für ‚wenig erreichte 
Zielgruppen‘ bzw. ‚hard-to-reach learners‘ geforscht. In letzter Zeit verstärken sich die Bemü-
hungen, Politiklehrkräfte hierfür in Lehreraus- und ‑fortbildungen zu qualifizieren.

6	 Herausforderungen und Perspektiven

Eine zentrale Herausforderung für die Lehrerinnen- und Lehrerbildung besteht in der schon 
erläuterten Vielgestaltigkeit des Unterrichtsfaches zur politischen Bildung. Die fachliche Breite 
ermöglicht im Unterricht einen problemorientierten Zugriff auf fast alle gesamtgesellschaft-
lich relevanten Fragen, die Vielgestaltigkeit des Faches mit seinen mindestens drei fachlichen 
Bezugsdisziplinen erschwert aber zugleich auch die Profilbildung und die Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung. Politische Bildung benötigt eine einheitliche Bildungsperspektive, um sich im 
Fächerkanon behaupten zu können, sowie geeignete Studiengänge, die den Spagat zwischen 
fachlicher Breite und notwendiger Tiefe in den jeweiligen Teildisziplinen bewältigen (Lotz & 
Pohl, 2019). Diese Herausforderungen sind nicht nur für das Verbundfach „Gesellschaftslehre“, 
sondern auch für den Sachunterricht an Grundschulen besonders groß, denn hier überwiegen 
im Studium bislang meist die naturwissenschaftlichen Studienanteile deutlich. Dazu kommt ein 
großer Anteil fachfremden Unterrichts in allen Schulformen (Goll, 2019). Nachqualifizierun-
gen für die Politische Bildung sind häufig nicht geeignet, eine ausreichende fachliche Qualifi-
zierung sicherzustellen, da sie einen zu geringen Umfang haben oder an Akademien angeboten 
werden, die keine universitären, wissenschaftlichen Standards garantieren können.

Die Entwicklung einer klaren Bildungsperspektive für den politischen Fachunterricht wird 
auch durch die in bildungspolitischen Vorgaben oftmals mangelnde Abgrenzung zu zwei ande-
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ren Ansätzen – zum einen der politischen Bildung als Unterrichtsprinzip aller Schulfächer, zum 
anderen der eher lebensweltlich orientierten Demokratieerziehung als Schulauftrag – erschwert, 
die beide eine wichtige Ergänzung darstellen, Politikunterricht jedoch nicht ersetzen können. 
Das unklare Profil des Faches führt dazu, dass die bei Politiklehrkräften notwendigen fachwis-
senschaftlichen und fachdidaktischen Kompetenzen vielfach unterbewertet werden.

Ein Problem ist auch die Marginalisierung des Faches Politische Bildung, das in fast allen 
Bundesländern zu den kleinen Fächern gehört, teilweise mit nur drei oder sogar weniger Un-
terrichtsstunden verteilt auf die gesamte Sekundarstufe I (Gökbudak & Hedtke, 2018, S. 45). 
Dies steht im Widerspruch zu den großen Anforderungen, die angesichts drängender gesell-
schaftlicher Herausforderungen an die Politische Bildung gestellt werden, wie die Überwin-
dung von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, die Immunisierung gegen Populismus und 
Fake-News oder die Befähigung zur Gestaltung einer nachhaltigen Entwicklung. Hier besteht 
die Aufgabe darin, einen kontinuierlich, bereits in der Grundschule mit relevantem Stundenan-
teil einsetzenden Unterricht in allen Bundesländern bildungspolitisch durchzusetzen und durch 
entsprechende Lehrerinnen- und Lehrerbildung (auch Fort- und Weiterbildung) zu flankieren.

Politische Bildung steht auch vor der Herausforderung höchst dynamischer Unterrichtsge-
genstände, was – universitär verankerte – Fortbildungen zu fachwissenschaftlichen und fach-
didaktischen Themen während der gesamten beruflichen Tätigkeit für Politiklehrkräfte erfor-
derlich macht. Das Beispiel der stetigen und hochkomplexen Veränderungen der Europäischen 
Union verdeutlicht die Notwendigkeit lebenslangen Lernens.

Weiterhin muss auch die politikdidaktische Forschung gestärkt werden, um die theoretisch-
konzeptionelle Entwicklung und empirische Erforschung der oben genannten komplexen Fra-
gen voranzutreiben. Besondere Defizite liegen hier im Bereich der Grundschulen und der be-
ruflichen Schulen, aber auch bei den nicht-gymnasialen Schulformen der allgemeinbildenden 
Sekundarstufen sowie hinsichtlich der Zusammenarbeit mit der außerschulischen politischen 
Bildung. Dafür ist es notwendig, die immer noch zu häufige Besetzung von politikdidaktischen 
Professuren mit fachdidaktisch nicht entsprechend ausgewiesenen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern künftig zu vermeiden.
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